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Begründung gemäß § 2a BauGB:  

Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bauleitplans 
 

1. Veranlassung sowie Ziele und Zwecke der Planaufstellung 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes ´Zwischen Oberer Monauweg und Küppersstraße` 

(Nr. 10/9.1) wird erforderlich, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
von drei weiteren Wohnhäusern in Verlängerung der nördlichen Bauzeile des Oberen 
Monauweges (unmittelbar westlich des Anwesens Oberer Monauweg 6) zu schaffen.  

Die hier geplante Bebauung dient der kleinräumigen Arrondierung der bisher nicht bebau-
ten, nach Nordwesten hin abfallenden Freifläche oberhalb der Gebäude Küppersstraße 1, 3, 
5 und 7 und unterhalb des Oberen Monauweges. Damit soll mit relativ geringem Erschlie-
ßungsaufwand ein kleines Baugebiet mit attraktivem Wohnwert gesichert werden. 

 
Abb. 1: Markierung der Lage des Plangebietes im Südwesten der Stadt Bad Kreuznach 

(unmaßstäblich).  
[Quelle: Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz 
(http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php); Geobasisdaten: 
Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz]. 
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Der in Kap. 3 näher beschriebene Geltungsbereich weist eine Größe von ca. 3.150 qm auf. 

Dieser zunächst von privater Seite angeregte Umnutzungswunsch entspricht in vollem 
Umfang dem kommunalen Willen der Stadt Bad Kreuznach, da P.. 

− P.  durch die Entwicklung dieses Siedlungsrandbereiches für eine zusätzliche Bebaubar-
keit eine ökologisch und ökonomisch sinnvolle Nachverdichtung in einem bereits auf 
drei Seiten von Bebauung geprägten Gebiet geschaffen werden kann, wie es auch den 
aktuellen landes- und regionalpolitischen Vorgaben entspricht (Stichwort 
´Innenentwicklung vor Außenentwicklung`), 

− P.  hier mit relativ geringem Erschließungsaufwand drei Wohngebäude mit hoher Lagen-
Attraktivität zur weiteren (wenngleich in geringem Umfang) Deckung des Bedarfes des 
Mittelzentrums Bad Kreuznach an benötigtem Wohnbauland realisiert werden können, 
deren Fläche im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt bereits als Wohnbaufläche 
ausgewiesen ist, 

− P.  infolge der Planung auch keine schützenswerten Biotopstrukturen oder stadtbildästhe-
tisch bedeutsame Elemente nachteilig betroffen sind und somit der potenzielle Eingriff 
aus Sicht des Naturhaushaltes und des Stadt- bzw. Landschaftsbildes vertretbar 
erscheint, 

− P.  und auch sonst keine städtebaulichen Gründe erkennbar sind, die dagegen sprechen. 
 
 
 

2. Planungsrechtliches Verfahren / Aufstellungsbeschluss  
Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes.  
Das geplante Vorhaben muss somit über die Neuaufstellung des vorliegenden 

Bebauungsplanes in diesem Teilbereich planungsrechtlich gesichert werden.  

Die Voraussetzungen des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB sind nicht gege-
ben. 

Nicht zuletzt auch zur fundierten Abarbeitung der umwelt- bzw. naturschutzfachlichen 
Belange im Rahmen einer Umweltprüfung wurde – trotz der auf drei Seiten umgebenden 
Bebauung und der Darstellung als Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan (dazu s. u.) - 
von der Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren im Sinne des § 13a BauGB abgesehen, sodass das Regel-Verfahren nach den §§ 3 und 
4 BauGB durchzuführen ist  

Der Rat der Stadt Bad Kreuznach hat daher am 19.02.2015 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes ´Zwischen Oberer Monauweg und Küppersstraße` (Nr. 10/9.1) be-
schlossen. 

 
 
 

3. Beschreibung des Geltungsbereiches 
Bei dem Geltungsbereich handelt sich um gärtnerisch genutzte Flächen (mit einem Weg 

zwischen dem Oberen Monauweg und dem Garten des Hauses Küppersstraße 7) sowie um 
die unbefestigte Wegefläche in Verlängerung des Oberen Monauweges.  

- Das Plangebiet wird im Nordwesten durch die vorhandenen Grundstücke der Anwesen 
Küppersstraße 1, 3, 5 und 7 sowie durch den (hier zu teilenden) rückwärtigen Teil des 
Anwesens Küppersstraße begrenzt.  

- Im Süd-Südwesten bildet der rückwärtige Teil des Anwesens Küppersstraße 9, an seiner 
Grenze zu der im Geltungsbereich liegenden Parzelle 84/17, die Grenze des Plange-
bietes.  
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- Im Südosten begrenzt der unbefestigte Weg in westlicher Verlängerung des Oberen 
Monausweges, den Geltungsbereich. Auf die Überplanung eines (beim Aufstellungs-
beschluss zunächst noch einbezogenen) Teils der südlich folgenden Parzelle 83 wurde 
verzichtet, um den Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu minimieren.  

- In nordöstlicher Richtung bildet der südwestliche Rand der Baugrundstücke auf den Par-
zellen 91/53, 91/52, 91/16 und 91/17 (teilweise) die Grenze des nun überplanten 
Gebietes. 

 

 
Abb. 2: Abgrenzung des Geltungsbereiches.  

[Quelle: Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz 
(http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php); Geobasisdaten: 
Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz]. 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst somit folgende Grund-
stücke der Gemarkung Bad Kreuznach: 

Flur 59: Flurstücke 84/16, 84/17, 88/8, 88/9, 99/3 (Oberer Monauweg, teilw.). 
 
Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches ergeben sich aus der 

zugehörigen Planzeichnung im Maßstab 1:500. 
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4. Planungsrelevante Vorgaben / Rahmenbedingungen 
 

4.1 Einfügen in die räumliche Gesamtplanung / Übergeordnete 
Planungen  

∗ Landesplanung:  

− Raumstrukturgliederung der Landesplanung 

Die Stadt Bad Kreuznach wird im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) den Ver-
dichtungsräumen, und zwar den ´verdichteten Bereichen mit disperser Siedlungs-
struktur` (Bevölkerungsanteil in Ober- und Mittelzentren ≤ 50%), zugeordnet. Verdich-
tete Bereiche sind durch eine überdurchschnittliche Verdichtung und günstige Erreich-
barkeitsverhältnisse bestimmt. Die Aufgabe der verdichteten Bereiche besteht u.a. in 
der Entlastung der hoch verdichteten Bereiche und darin, den ländlichen Bereichen 
Entwicklungsimpulse zu geben. 

− Prognose der Bevölkerungsentwicklung 

Gemäß der mittleren Variante der Bevölkerungsprojektion für die kreisfreien Städte und 
Landkreise in Rheinland-Pfalz des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz aus 
dem Jahr 2007 gehört der Landkreis Bad Kreuznach zu den Gebietskörperschaften, 
denen für den Zeitraum von 2006-2020 eine negative Bevölkerungsentwicklung (− 
1,7%) prognostiziert wurde, bei denen die Wanderungsgewinne kleiner als der Sterbe-
überschuss sein werden (LEP IV, Kap. 1.2).  
Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung prognostizierte für den Landkreis 
Bad Kreuznach im Zeitraum von 2007 bis 2025 hingegen einen Bevölkerungszuwachs 
von 3,57% (Grundlage: Raumordnungsbericht 2011). 

∗ Regionalplanung: (Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2015):  

- Gemäß der Raumstrukturgliederung wird die Stadt Bad Kreuznach als hoch verdichteter 
Raum gewertet. 

- Die Stadt Bad Kreuznach ist Mittelzentrum und nimmt somit die Grundversorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen auch für seinen Nahbereich wahr; sie ist Standort zur Kon-
zentration von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen, der als Versorgungsschwerpunkt seines Verflechtungsbereiches auch 
das Rückgrat dieser Versorgungsebene darstellt.  

- Als Ziel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist im RROP zudem der (inzwi-
schen ja auch im Baugesetzbuch – u. a. in § 1 Abs. 5 und in § 1a Abs. 2 – verankerte) 
Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung festgesetzt worden, so u. a. in 
Kap. 2.2.5:  

- "Z 23 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Bei einer Auswei-
sung von neuen, nicht erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich i. S. 
des BauGB ist durch die Bauleitplanung nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im 
Innenbereich vorhanden sind und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden 
können, um erforderliche Bedarfe abzudecken“.  

Dieser Ansatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wurde im neuen RROP – auf 
Grundlage der diesbezüglichen Vorgaben des LEP IV und des Baugesetzbuches – noch 
stärker in den Fokus der Entwicklung gerückt. 

� Dem wird durch die vorliegende Bebauungsplanung, welche eine (auch im 
Flächennutzungsplan bereits als Wohnbaufläche ausgewiesene) Baulandreserve 
aktiviert und eine bauliche Arrondierung in einem auf drei Seiten von Bebauung 
umgebenen kleinen Bereich sichert, Rechnung getragen, zumal hier private Gar-
tenflächen bereits überbauter Grundstücke dafür genutzt werden. 
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∗ Flächennutzungsplanung: Im wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach ist das Plan-
gebiet bereits als Wohnbaufläche dargestellt (s. Abb. 3); auch die östlich, nördlich und 
westlich bis südwestlich folgenden Bereiche sind ebenfalls bereits so ausgewiesen.  
Südlich des Oberen Monauweges folgt eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 5 (2) Nr. 10 
BauGB, in Verbindung mit Waldfläche. 
Die in dieser Teilfläche aufgedruckte Nr. „9a“ steht für (ein) in dieser Fläche vorkom-
mende(s) Felsgebüsch(e), welche dem naturschutzrechtlichen Pauschalschutz (heute 
gemäß § 30 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG, damals nach § 24 Abs. 2 Landespflegegesetz Rhld.-
Pf. - darin waren Felsgebüsche unter Nr. 9 aufgeführt) unterliegen. 
 

 

Abb. 3: Auszug aus dem wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach mit Markierung  
(blaue Strichellinie) des Änderungsgebietes (unmaßstäblich). 

 

Im vorliegenden Fall ist durch die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes und 
einer privaten Grünfläche keine Abweichung zur ausgewiesenen Wohnbaufläche zu 
konstatieren.  

Eine entsprechende Änderung bzw. Fortschreibung der FNP-Darstellung wird somit nicht 
erforderlich. 
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∗ Bebauungsplanung:  

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von rechtskräftigen Bebauungsplangebieten. In 
unmittelbarer Nachbarschaft liegen aber Geltungsbereiche von weiteren Bebauungsplan-
gebieten. 

- Unmittelbar östlich grenzt der Geltungsbereich des seit 14.03.1991 rechtskräftigen 
Bebauungsplanes „für den Bereich Rheingrafenstraße – südlich der Einmündung 
Koernickestraße / Marienburger Straße“ (Nr. 10/1a Änderung) an.  
In diesem ist der Obere Monauweg als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
Die durch ihn erschlossenen Baugrundstücke waren als Reines Wohngebiet mit aus-
schließlicher Einzelhaus-Bebauung in offener Bauweise festgesetzt. Zum westlichen 
Ende des Oberen Monauweges hin wurde, südlich der Straßenfläche, auf dem Flur-
stück 68/1 eine Öffentliche Parkfläche festgesetzt.  
In diesem Bebauungsplan war die zwischen dem bebauten Anwesen Oberer Monau-
weg 4 und dem vorliegenden Änderungs-Geltungsbereich liegende Fläche noch als 
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ´Schule` festgesetzt, da sie 
zur damaligen DGB-Schule gehörte. Diese Festsetzung wurde aber, nach Aufgabe der 
Schule, durch die Festsetzungen des am 06.06.2002 in Kraft getretenen Bebauungs-
plan „Ehemalige DGB-Schule“ (Nr. 10/7) ersetzt, der hier nun ebenfalls Wohnbebau-
ung sicherte. 

 

 
Abb. 4: Auszug aus dem Bebauungsplan „Nr. 10/1a Änderung“ (im Nordosten inzwischen 

ersetzt durch den Bebauungsplan „Nr. 10/7“; s. u.), unmittelbar östlich des nun 
überplanten Geltungsbereiches (unmaßstäblich).  

 

Plangebiet 
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- Somit grenzen an den Ostrand des Geltungsbereiches der vorliegenden Planung nun 
unmittelbar (auf den Parzellen 91/16, 91/17, 91/52 und 91/53 (= Haus Nr. 6)) die Bau-
grundstücke eines Reinen Wohngebietes, ebenfalls mit ausschließlicher Einzelhaus-
Bebauung in offener Bauweise, an. Diese Grundstücke werden, mit Ausnahme des 
Anwesens Oberer Monauweg 6, über die östlich folgende Paul-Barberot-Straße er-
schlossen. 

 
Abb. 5: Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Nr. 10/7“ östlich des nun über-

planten Geltungsbereiches (unmaßstäblich).  

 

- Für den südwestlich angrenzenden Bereich hat die Stadt Bad Kreuznach den Aufstel-
lungsbeschluss für einen weiteren Bebauungsplan gefasst, der u. a. eine Anbindung 
des Bebauungsplanes „Im Hintersten Schönefeld“ (Hans-Staab-Straße) über den Emil-
Jacob-Weg an die Küppersstraße sichern soll. Der Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes grenzt unmittelbar an den Südwestrand des vorliegenden Geltungs-
bereiches an. Dieser Bebauungsplan ist jedoch noch nicht rechtskräftig.  

∗ Fachplanungen: Es sind keine planungsrelevanten Fachplanungen bekannt.  

∗ Sonstige planungsrelevante Vorgaben  

Das Plangebiet wird von dem unter Bergaufsicht stehenden Solegewinnungsbetrieb 
"Karlshalle / Theodorshalle'' sowie dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld "Theodors-
halle III" überdeckt. Der Betreiber des Solegewinnungsbetriebes ist die GuT Gesundheit 
und Tourismus für Bad Kreuznach GmbH. Das Bergrecht für das Bergwerksfeld "Theo-
dorshalle III" wird durch die Stadt Bad Kreuznach aufrechterhalten. 

Zum Schutz der Bad Kreuznacher Sole sollten im Bereich der Bergwerksfelder grundsätz-
lich die wesentlichen Schutzkriterien der äußeren Zone des Heilquellenschutzgebietes 

Plangebiet 
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angewendet werden, die in Kap. 4.2 genannt werden (so v. a. keine tieferen Eingriffe in 
den Untergrund über 20 m Tiefe und Veränderungen der Grundwasseroberfläche über 
3 m Tiefe).  
 

 

Abb. 6: „Berechtsamskarte“ der GuT mit den Bergwerksfeldern; der Geltungsbereich ist 
markiert (unmaßstäblich). [Quelle: GuT GmbH)]. 
[Berechtsame ist ein alter Ausdruck aus dem Bergbaurecht und bezeichnet das Nutzungs-
recht an bestimmten Bergbau- bzw. Grubenfeldern]. 

 

 

4.2 Schutzgebiete und sonstige planungsrelevante Vorgaben  

∗ Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht  

Das Plangebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ´Soonwald-Nahe` 
(Landesverordnung vom 28.01.2005; GVBl S. 46).  
Allerdings gelten die Schutzbestimmungen des § 6 gemäß § 7 der VO ausdrücklich nicht 
für „Flächen im Geltungsbereich eines Bauleitplans, für die eine bauliche Nutzung darge-
stellt oder festgesetzt ist“.  
Es ist aber auch ausgeschlossen, dass durch die vorliegende Plan-Änderung nachhaltige 
oder gar erhebliche negative Auswirkungen auf den Schutzzweck bewirkt werden. 

Darüber hinaus sind keine Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht betroffen. 

Lage des 

Plangebietes 
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∗ Wasserrechtliche Schutzgebiete und sonstige wasserrechtliche Vorgaben / 
Hochwasserschutz:  

Das Gebiet liegt innerhalb der Zone B eines großräumig abgegrenzten (noch nicht 
rechtskräftigen) Heilquellenschutzgebietes Nr. 401200198 (´Theodorshalle´) zugunsten 
der Kurmittel-Produktions GmbH & Co. KG Bad Kreuznach. [Quelle: http://www.geoportal-
wasser.rlp.de/servlet/is/2025/].  
In der zukünftigen Rechtsverordnung sollen vor allem Maßnahmen verboten werden, die 
Auswirkungen in die Tiefe haben, wie z. B. Bohrungen oder Erdaufschlüsse von mehr als 
1 m in Zone A und 20 m Tiefe in Zone B oder Maßnahmen zur Beeinträchtigung der 
Grundwasserstände von mehr als 3 m in der Zone B. 

Darüber hinaus sind keine sonstigen wasserrechtlich begründeten Schutzgebiete (Trink-
wasserschutzgebiete oder Überschwemmungsgebiete) von der Planung betroffen.  

∗ Schutzgebiete / -objekte nach Denkmalschutzrecht 

Das Plangebiet berührt keine denkmalrechtlich begründeten Schutzgebiete oder -objekte.  

∗ Sonstige Schutzgebiete / -objekte  

Das Plangebiet berührt darüber hinaus keine sonstigen Schutzgebiete.  

∗ Landschaftsplanung: Im Flächennutzungsplan ist das Plangebiet, wie oben bereits 
erläutert, bereits als Wohnbaufläche dargestellt. Planungsrelevante Aussagen der Land-
schaftsplanung für den vom Eingriff betroffenen Teilbereich, die über die oben (beim 
Unterpunkt „Flächennutzungsplanung“) für die angrenzenden Gebiete genannt wurden, 
sind daher auch nicht gegeben, da diese bereits von einer entsprechenden wohnbau-
lichen Nutzung ausging. 

Weitere Erläuterungen zu planungsrelevanten Vorgaben aus umwelt- bzw. naturschutz-
fachlicher Sicht sind dem Umweltbericht zu entnehmen. 

 
 

4.3 Informationen zum Untergrund (Boden / Baugrund etc.),  
zu Altlasten / Altablagerungen und zur Radonprognose 

• Baugrund / Böden 

Die Aussagen der bereits vorliegenden Baugrunduntersuchung1 (= Anlage zur vorliegen-
den Begründung) sind zu beachten. 

Darüber hinaus sollten aber grundsätzlich auch die Anforderungen an den Baugrund der 
DIN 1054 (Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020 (Geotech-
nische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben - 
Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN EN 
1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine 
Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden. 

 
• Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder 

Verdachtsflächen 

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachts-
flächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. 

                                                 
1  BAUCONTROL DIPL.-INGENIEURE SIMON & NOWICKI (2016): Orientierende Baugrunduntersuchung 

zur Feststellung der Untergrund- und Wasserverhältnisse, Bericht Nr. 7813/15. Projekt: Wohn-
bebauung Obere Monau, Oberer Monauweg, 55543 Bad Kreuznach. Bingen / Rhein. 
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• Rutschungsgefährdung 

Die Fläche liegt außerhalb von bisher bekannten rutschungsgefährdeten Zonen.  
Auch sonstige Massenbewegungen (Erdfall, Felssturz, Steinschlag, Tagesbruch) sind laut 

Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau [Quelle: http://mapclient.lgb-
rlp.de/?app=lgb&view_id=6] bisher nicht verzeichnet. 

 
• Radonprognose 

Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (Mainz) [s. Karte: http://www.lgb-rlp.de/radonprognosekarte.html] liegt das Plangebiet in einer 
Region, in der laut Legende zur genannten Karte ein "erhöhtes (40 - 100 kBq / cbm) mit lokal 
hohem Radonpotenzial (>100 kBq / cbm) in und über einzelnen Gesteinshorizonten" in der 
Bodenluft festgestellt wurde, das in Abhängigkeit von den jeweiligen Gesteinsschichten 
örtlich stark schwanken kann.  

Diese Einstufung gilt gemäß der genannten Karte u. a. für die überwiegenden Teile der 
Region des Nordpfälzer Berglandes und des Nahetals sowie für weite Teile Rheinhessens. 

Dieser Wert entspricht gemäß der Einstufung des Bundesamtes für Strahlenschutz der 
Radonvorsorgeklasse II (dazu s.u.). 

Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz Rhein-
land-Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den 
Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden 
können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration 
erhöht sich aber das Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.  

Vom Bundesamt für Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen 
empfohlen, um den Eintritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Men-
schen weitgehend zu verhindern. 

Die für die Radonvorsorgegebietsklasse I (RVK I - Radonaktivitätskonzentration über 20 
und unter 40 kBq / cbm) empfohlenen Maßnahmen umfassen insbesondere 

1. Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke ≥ 15cm); 

2. Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angrei-
fende Bodenfeuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit 
Materialien, die auch zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch 
keine Mehrkosten); 

3. Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in 
Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien; 

4. Abdichten von Kellertüren; 
5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ä. von außen (um ein 

Ansaugen von Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzie-
ren). 

Für die gemäß der o. g. Karte hier vorhandene Radonvorsorgegebietsklasse II (RVK II - 
Radonaktivitätskonzentration zwischen 40 und 100 kBq / cbm) werden - zusätzlich zu den für 
die RVK I empfohlenen - noch folgende Maßnahmen empfohlen: 

6. Herstellung einer radondichten, komplett geschlossenen Hülle im erdberührten Rand-
bereich des Gebäudes; 

7. Ggf. Verlegung einer Dränage in der kapillarbrechenden Schicht unter der Bodenplatte 
(Grundwasserstand beachten).  

8. Hinterfüllung vor erdberührten Außenwänden mit nicht-bindigen Materialien und 
Gewährleistung dafür, dass die Hinterfüllung einen Anschluss an die kapillarbrechende 
Schotterschicht unter der Bodenplatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu ge-
währleisten (an den erdberührten Wänden kann diese Funktion auch eine vlies-
beschichtete Noppenfolie übernehmen); sollte die Verfüllung des Arbeitsraumes mit 



Bebauungsplan „Zwischen Oberer Monauweg und Küppersstraße“ (Nr. 10/9.1) Stadt Bad Kreuznach 
Begründung Seite 13 

 

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 14.12.2017 

nicht-bindigem, rolligem Material aufgrund anderer Erfordernisse nicht möglich sein, wird 
eine Bodengasdrainage im Schotterbett unter der Bodenplatte empfohlen, wobei die 
hydrologischen Verhältnisse zu beachten sind und das Design der Bodengasdrainage 
und der Ableitung in starkem Maße von der Bauweise abhängig ist.  
Diese letztgenannten Maßnahmen werden vor allem auch für die Gebäude empfohlen, 
in denen Kellerräume dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt 
werden. 

Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil 
in nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdge-
schoss höher als in unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unterkel-
lerten Gebäuden verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotter-
schicht nach außen abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich unter 
dem Gebäude höhere als die gemessenen Radonkonzentrationen einstellen. 

Grundsätzlich ist aber – da das aus dem Boden austretende Radon durch die Atmosphä-
renluft sofort auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt wird - vor allem häufiges und inten-
sives Lüften als wirksamste Maßnahme gegen die Aufnahme einer zu hohen Radonkon-
zentration in der auf den Menschen einwirkenden Luft zu nennen, sowie eine durchgehende 
Boden-Fundamentplatte und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte.  

Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus auch ein Abschluss des Treppen-
hauses gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Keller-
bereich und der Einbau einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.  

Da die vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird Bauher-
ren und ihren Planern eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren Ergebnisse 
Grundlage für die Bauherren sein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu 
entscheiden und bereits in einer frühen Planungsphase entsprechende objekt-optimierte 
Konzepte zum Schutz vor Radon in Zusammenarbeit mit einem Radongutachter zu ent-
wickeln. 

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geolo-
gie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter 
Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können. 

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlen-
schutz, der Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: 
radon@lfu.rlp.de, Telefon: 06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: 
http://mapserver.lgb-rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf. 

Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmes-
sung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet: 
www.lgb-rlp.de, Telefon: 06131/9254-0).  

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geolo-
gie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter 
Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können. 

Um der kommunalen Hinweispflicht nachzukommen und eine höchst mögliche Transpa-
renz für Architekten und Bauherren zu sichern, wurden die vorstehend aufgeführten Aussa-
gen sowie weitere Hinweise zu Messungen auch in den Bebauungsplan-Text (unter 
´Hinweise und Empfehlungen`) aufgenommen. 
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5. Erschließung 

Die fachlichen und technischen Modalitäten der Erschließung der drei Bauplätze sowie die 
Kostentragung werden in einem separaten Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Bad 
Kreuznach und den beiden Grundstückseigentümern der Wohngebietsflächen geregelt.  

 

5.1 Ver- und Entsorgung 

Grundsätzlich kann die Anbindung aller Ver- und Entsorgungsanlagen zum einen über Er-
weiterungen entsprechender Leitungen bzw. Anlagen im östlich angrenzenden Oberen Mo-
nauweg gesichert werden, zum anderen aber auch über eine zu diesem Zweck vor längerer 
Zeit bereits 3 m breite, dinglich (durch Grundbucheintragung) gesicherte Trasse am Nord-
ostrand des Anwesens Küppersstraße 7 (Flurstück 84/8) unmittelbar unterhalb (nordwestlich) 
des geplanten Wohngebietes.  

Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass sämtliche Leitungen für Ver- und Entsorgungs-
anlagen unterirdisch zu verlegen sind, damit das Orts- bzw. Landschaftsbild an diesem 
Siedlungsrandgebiet nicht durch oberirdische Anlagen beeinträchtigt wird. 

 
5.1.1 Versorgungsanlagen 

 

• Trinkwasser: 

Die Versorgung des Geltungsbereiches mit Trinkwasser aus dem vorhandenen Netz ist 
gesichert. Versorgungsträger sind die Stadtwerke Bad Kreuznach. Ein Anschluss erfolgt 
durch eine Erweiterung der bereits im Oberen Monauweg liegenden Wasserleitung, durch 
welche die dortigen Wohngebäude versorgt werden. Ungefähr 33 m östlich des Plange-
bietes liegt, im Oberen Monauweg auf Höhe des Wohnhauses Nr. 4, ein Hydrant; die 
Löschwasserversorgung des Gebietes ist damit ebenfalls gesichert.  
 

• Elektrizität 
Die Erschließung des Baugebietes mit Elektrizität erfolgt ebenfalls durch eine Erweiterung 
der bereits im Oberen Monauweg liegenden Elektrizitäts-Leitungen. 
 

• Telekommunikation: 

Die fernmeldetechnische Versorgung der geplanten Wohnbaugrundstücke ist durch ent-
sprechende Anschlüsse an die im Oberen Monauweg bereits vorhandenen Telekommuni-
kationsanlagen herzustellen. Alternativ sind auch, insbesondere für das westlichste bzw. 
die westlichen Baugrundstücke des Plangebietes, Anschlüsse an die Telekommunika-
tionslinien der Küppersstraße möglich, an die über die o. g., dinglich gesicherte Trasse 
am Nordrand des Anwesens Küppersstraße 7 angebunden werden könnte. 

 

 

5.1.2 Entsorgungsanlagen 
 

• Schmutzwasserentsorgung 

Das im Geltungsbereich künftig auf den Privatgrundstücken anfallende Schmutzwasser 
soll über das im Südwesten an den Geltungsbereich angrenzende, tiefer gelegene 
Grundstück 84/8 dem städtischen Abwassernetz in der (nochmals tiefer gelegenen) Küp-
persstraße mit Anschluss an die Kläranlage zuführt werden.  

Zu diesem Zweck wurde ein 3 m breiter Streifen am Nordrand dieses Grundstückes 
(Anwesen Küppersstraße 7) dinglich für diesen Zweck gesichert (Grundbucheintragung). 
Leitungstrassen, die zur Entwässerung der östlichen Grundstücke des Plangebietes über 
die westlich folgenden erforderlich werden, um an die o.g. externe Trasse anbinden zu 
können, werden von der Eigentümergemeinschaft der Wohngebietsparzellen (nur 2 
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Eigentümer, davon auch der Eigentümer des o.g. Grundstückes Küppersstraße 7) eben-
falls über entsprechende Grundbucheintragungen dauerhaft gesichert. 

 
• Oberflächenwasserbewirtschaftung 

 (Exkurs: Der Bauleitplan muss noch keine abschließende konkrete Regelung des Um-
gangs mit dem anfallenden Niederschlagswasser enthalten, aber grundsätzlich erkennen 
lassen, wie die Problematik gelöst werden soll und z.B. durch die Bereitstellung entspre-
chender Flächen oder die Festlegung von Leitungsrechten die hierfür notwendigen 
Voraussetzungen schaffen, die dann im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. der ört-
lichen Abwassersatzung zu konkretisieren bzw. umzusetzen sind. 
Gemäß dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 30.08.2001 (AZ: 4 CN 9.00) 
kann die Versickerung anfallenden Regenwassers auf Privatgrundstücken aus städte-
baulichen Gründen nach § 9 (1) Nr. 20 oder auch nach Nr. 14 BauGB vorgeschrieben 
werden. 
Für die Sammlung des Niederschlagswassers in Zisternen bzw. seine Wiederverwen-
dung als Brauchwasser enthält jedoch § 9 (1) BauGB keine Rechtsgrundlage. Die Ein-
richtung von Zisternen mit Brauchwassernutzung kann demnach im Bauleitplan lediglich 
in Form eines Hinweises empfohlen werden, ist jedoch über eine entsprechend gestal-
tete örtliche Abwassersatzung oder aber – in Abhängigkeit von den Eigentumsverhältnis-
sen – über privatrechtliche Verträge regelbar.)   

Bereits im o. g. Baugrund-Gutachten wurde darauf hingewiesen, dass „aufgrund der star-
ken bis steilen Hangneigung und der talseitig anschließenden Bebauung (R) die Eignung 
einer konzentrierten Versickerung / Einleitung im Einzelfall zu prüfen“ ist (BAUCONTROL 2016, 
S. 4).  

Durch die sehr starke Hanglage und die unterhalb angrenzenden Wohnbaugrundstücke 
sind sinnvolle und insbesondere Gefährdungen der Unterlieger sicher ausschließende Versi-
ckerungsmöglichkeiten im engeren Geltungsbereich nicht gegeben. Der Tiefpunkt des 
Geländes, an dem eine zentrale Rückhaltung installiert werden könnte, liegt oberhalb von 
Privatgrundstücken, über die keine Überläufe geführt werden können. Zudem muss sicher 
ausgeschlossen werden, dass zusätzlich eingebrachte Mengen als Sickerwässer unkontrol-
liert auf diese Unterlieger-Grundstück gelangen.  

Für einen Anschluss eines Überlaufes an die o. g., dinglich bereits für die Ableitung 
gesicherte Trasse müsste die Rückhaltefläche unverhältnismäßig weit oben im Plangelände 
errichtet werden. 

• In einer frühzeitigen Abstimmung mit der Abwasserbeseitigungseinrichtung der Stadt 
wurde bereits festgelegt, dass sich jeder Eigentümer der drei privaten Wohnbaugrund-
stücke zur Errichtung einer Rückhalte-Zisterne in einer bestimmten Mindestdimensionie-
rung und –ausstattung und / oder zur entsprechenden Brauchwassersammlung ver-
pflichten muss. Auf Basis der Ermittlung der abflusswirksamen Flächen auf den einzel-
nen Grundstücken (die sich aus den maximal zulässigen Versiegelungen für Haupt-
gebäude und sämtliche Nebenanlagen ergeben), wurden durch ein Fachplanungsbüro 
bereits entsprechende Rückhalte-Volumina ermittelt, die jeder Bauherr als Speicher-
volumen dauerhaft vorhalten muss. 
Die dafür erforderlichen doppelstufigen Drossel-Zisternen weisen eine Grundspeiche-
rung des Regenwassers zur Nutzung sowie eben einen flexiblen Speicher zur Retention 
(Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer auf, die nur gedrosselt abgeleitet werden 
dürfen. Die Ausgestaltung und ihre jeweils hinreichende Dimensionierung sind im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens nach den genannten Vorgaben nachzuweisen. 
Lediglich von diesen Zisternen aus soll ein Überlauf in die vorhandene Kanalisation in 
der Küppersstraße zulässig sein, sodass - auch angesichts der insgesamt relativ gerin-
gen Neuversiegelung auf den 3 Bauplätzen sowie der geringen Niederschlagsmengen - 
mit keiner nennenswerten Mehrbelastung der Abflusssituation zu rechnen ist.  
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• Gemäß einer bereits vorliegenden, mit den städtischen Fachstellen abgestimmten Stra-
ßen– und Entwässerungsplanung soll das auf die neue Planstraße auftreffende Nieder-
schlagswasser entlang eines talseitigen Rundbordsteins in entsprechende Straßen-
abläufe und über diese in die städtische Straßenentwässerungsleitung (DN 150 mm 
bzw. DN 200 mm) im Oberen Monauweg mit Anschluss an den bestehenden Mischwas-
serkanal in der Rheingrafenstraße geführt werden. 

 
Diese Modalitäten der Oberflächenwasserbewirtschaftung werden auch vertraglich in dem 

bereits genannten Erschließungsvertrag festgeschrieben. 
 
 
5.2 Verkehr 

• Straßen / Anbindung 

Die verkehrsmäßige Anbindung des Plangebietes erfolgt über die bis in das Baugebiet 
bereits herangeführte, über den Bebauungsplan „für den Bereich Rheingrafenstraße – süd-
lich der Einmündung Koernickestraße / Marienburger Straße“ (Nr. 10/1a Änderung) bereits 
gesicherte, aber noch erstmalig als Straßenverkehrsfläche herzustellende Teilstrecke des 
Oberen Monauweges, der an die Rheingrafenstraße anschließt.  

Diese Zufahrt ist - vor allem aufgrund der sehr geringen Breite von ca. 3,30 m – 3,50 m auf 
Höhe der Anwesen 4 und 6 unmittelbar vor dem Geltungsbereich - nur begrenzt zusätzlich 
belastbar. Sie ist jedoch insgesamt geeignet, die Anbindung für die nur drei Baugrundstücke 
(mit je nur 1 Wohneinheit) sicherzustellen, zumal keine Durchfahrtsmöglichkeit gegeben ist 
und die Straße lediglich noch die Anlieger für den neuen Geltungsbereich aufnehmen muss.  

In dem o. g. Erschließungsvertrag und in dem Vertrag über die Herstellung der privaten 
Wegefläche wird auch geregelt, dass bei der erstmaligen Herstellung der äußeren Erschlie-
ßung zwischen Rheingrafenstraße und dem Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ein 
relativ homogenes Straßenbild zwischen Rheingrafenstraße und dem südwestlichen Ende 
der im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes festgesetzten privaten Wegefläche entste-
hen wird. Es liegt bereits eine Straßenfachplanung für beide Ausbauabschnitte (Oberer 
Monauweg Bestand und neues Plangebiet) vor, die mit den städtischen Fachstellen abge-
stimmt wurde. 

Auf Höhe des Geltungsbereiches wird der an den Oberen Monauweg anschließende, der-
zeitige Fußweg auf eine Breite von 3,50 m ausgebaut, wobei der südliche Wegeparzellen-
rand auch Südgrenze der Straße sein wird. Dem Planungsträger sowie dem Erschließungs-
träger ist bewusst, dass auf dieser Trasse kein Begegnungsverkehr zweier Kraftfahrzeuge 
möglich ist. Dies ist aber auch angesichts der guten Blickbeziehungen zwischen der Ein-
mündung in die Rheingrafenstraße und der halben Höhe des Plangebietes vertretbar. Eine 
weitere Verbreiterung der Straßenfläche ist aber angesichts des recht steil abfallenden 
Geländes bereits aus technischer, aber auch aus Sicht der Eingriffsminimierung (Neuversie-
gelung, Flächenverlust etc.) für die lediglich 3 Baugrundstücke unverhältnismäßig. Eine wei-
tere Reduzierung der Breite, bspw. auf Breite der derzeitigen Wegeparzelle (überwiegend 
ca. 2,50 m), ist aber aus Gründen der Sicherheit nicht vertretbar, da die Mindestanforderun-
gen für Rettungsfahrzeuge, insbesondere der Feuerwehr nach den einschlägigen Richtlinien, 
einzuhalten ist.  

Daher wurde, in Abstimmung mit der Stadtverwaltung, festgelegt, dass diese Wege-Par-
zelle auf Höhe des neuen Wohngebietes in einer Breite von 3,50 m als verkehrsberuhigt 
auszubauende Planstraße herzustellen ist. Dies entspricht auch den Empfehlungen in Kap. 
6.1.1.10 der RASt 062, wonach „schmale Zweirichtungsfahrbahnen“ bei „weniger als 70 
Kfz / h“ (die angesichts der Strukturen hier nicht einmal annähernd erreicht werden können) 

                                                 
2  FORSCHUNGSGESELLSCHAFT FÜR STRAßEN- UND VERKEHRSWESEN, ARBEITSGRUPPE STRAßENENTWURF 

– RASt 06 (2006): Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt); o. A. O.. 
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und „geringem Lkw-Verkehr“ (der hier mit Ausnahme der Bauphase wohl so gut wie nie 
stattfinden wird) „in gering belasteten Erschließungsstraßen“ eine Fahrbahnbreite von 
„3,50 m (in Ausnahmefällen bis 3,00 m)“ aufweisen müssen. 

Allerdings stehen keine Flächen für die Errichtung einer Wendeanlage zur Verfügung, die 
den Anforderungen des § 16 Nr. 1 der Unfallverhütungsvorschriften (UVV) für 3-achsige 
Müllfahrzeuge genügen könnten. Somit werden Müllfahrzeuge die drei neuen Grundstücke 
voraussichtlich nicht rückwärts anfahren, was bisher bis zum letzten Gebäude des Oberen 
Monauweges geschieht. Somit werden die Grundstückseigentümer die Gefäße am Abfuhrtag 
an einen Abholort auf Höhe des im Nachbar-Bebauungsplan (s. Abb. 4) auf dem ca. 160 qm 
großen Flurstück 68/1 in Flur 59 planungsrechtlich gesicherten, aber nicht vollständigen 
ausgebauten öffentlichen Parkplatzes außerhalb des Geltungsbereiches rollen müssen. 
Auch dazu werden noch vertragliche Regelungen erarbeitet; der Parkplatz soll nunmehr 
auch entsprechend hergestellt werden. 

Diese zweifellos nicht optimale verkehrliche Erschließung wird zugunsten der Möglichkeit, 
hier mit relativ geringem Aufwand eine sinnvolle städtebauliche Arrondierung für drei Wohn-
gebäude in attraktiver Lage zu schaffen, in Kauf genommen, zumal das Plangebiet nun 
sicher den Abschluss der baulichen Entwicklung bildet, da sowohl Naturschutzbelange als 
auch die Topografie und die Bodenverhältnisse Erweiterungen ausschließen. 

Überörtliche Straßen werden von der Planung nicht berührt. 

 
• Fußläufiger Verkehr 

Die unveränderte Nutzung des Oberen Monauweges für Fußgänger und Radfahrer ist ge-
währleistet. Die Errichtung der im Bebauungsplan festgesetzten Straßenverkehrsfläche 
sichert die Passierbarkeit dieses bisher sehr hier sehr engen, von zwei Seiten eingewachse-
nen und bei feuchter Witterung teilweise schwierig begehbaren Wegeabschnittes. Die Straße 
wird zwar nicht öffentlich gewidmet, sondern als private Straßenverkehrsfläche festgesetzt, 
zumal die Errichtung und die Unterhaltung durch die privaten Erschließungsträger auf deren 
Kosten erfolgt, wie es in dem bereits genannten Erschließungsvertrag festgesetzt ist (förm-
licher Eigentümer der Straßenfläche gemäß Grundbuch bleibt bzw. wird hingegen die Stadt).  

Die ungehinderte Nutzung für den öffentlichen Fuß- und Radverkehr und sonstige 
Nutzungsberechtigte wird aber durch ein Geh- und Fahrrecht gesichert, das über die vertrag-
lichen Regelungen hinaus auch im Bebauungsplan textlich festgesetzt wird (dazu s. Kap. 
6.10). 

 

• Ruhender Verkehr 

Auf Grundlage der gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 8 i. V. mit § 88 Abs. 6 LBauO möglichen Auf-
nahme örtlicher Bauvorschriften in den Bebauungsplan wird festgesetzt, dass im gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplans pro Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze auf dem 
Grundstück herzustellen sind.  

Diese Festsetzung ist angesichts der besonderen Erschließungssituation und den fehlen-
den Möglichkeiten, Fahrzeuge auf der Straße abzustellen, gerechtfertigt. Angesichts der 
sonstigen Festsetzungen, wonach auch maximal 3 Einzelhäuser mit maximal je 1 Wohnein-
heit zulässig sind, wird den privaten Eigentümern verbindlich aufgegeben, trotz der schwieri-
gen topografischen Situation auf den Wohngrundstücken und dem beschränkten Raum zum 
Wenden hinreichenden Abstellraum auf dem Privatgrundstück nachzuweisen. 

Es sei dazu auch auf die zusätzlichen Vorgaben zu Stellplätzen und Garagen verwiesen, 
die in Kap. 6.5 erläutert werden. 
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6. Planungsrechtliche Festsetzungen 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Es wird für das gesamte Plangebiet ein Reines Wohngebiet (WR) gemäß § 3 BauNVO 
festgesetzt, um den Bedarf an Wohnbauland zu decken, um die Nutzung an die auch auf 
drei Seiten umgebenden Nutzungsstrukturen anzupassen und um jegliche andere Nutzun-
gen an dieser städtebaulich sensiblen Lage auszuschließen.  

Wie auch in Kap. 4.1 (Unterpunkt „Bebauungsplan“) erläutert (s. dort auch Abb. 4 und 5), 
sind auch in den unmittelbar östlich angrenzenden Baugebieten ausschließlich Reine Wohn-
gebiete festgesetzt. Zur leichteren Nachvollziehbarkeit der unterschiedlichen Festsetzungen 
werden die Teilbereiche in der Planzeichnung in die Teil-Baugebiete WR1 (Nordost), WR2 
(Mitte) und WR3 (Südwest) unterteilt. 

Die gemäß § 3 Abs. 3 BauNVO "ausnahmsweise" zulässigen Nutzungen werden im 
Bebauungsplan ausgeschlossen, um hier tatsächlich nur Wohngebäude zuzulassen. 
Jegliche Nutzungen, die in diesem topografisch und erschließungstechnisch schwierigen 
Gebiet stärkeren Verkehr und / oder sonstige Emissionen hervorrufen können und ein höhe-
res Konfliktpotenzial gegenüber der bestehenden und der neu geplanten Wohnbebauung 
aufweisen, sollen damit ausgeschlossen werden. 

 
 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Wesentlichen mit Hilfe der Maßfaktoren Grund-
flächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ), maximale Gebäudehöhe und Zahl der 
Vollgeschosse bestimmt. 

 
• Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl 

Das Maß der baulichen Nutzung wird zunächst, auf der Grundlage der Grundstücksgröße, 
durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflächenzahl (GFZ) festgelegt. 

Da die Größe der drei Baugrundstücke mehr oder weniger festgelegt ist (dazu siehe Er-
läuterungen in Kap. 6.4) und auch nur Einzelhäuser errichtet werden dürfen, können auch 
relativ differenzierte grundstücksbezogene GRZ- und GFZ-Werte definiert werden.  

Bei den Festsetzungen der Grundflächenzahl sind somit zum einen die Gewährleistung 
der in § 1a Abs. 2 BauGB geforderten Begrenzung von Bodenversiegelungen "auf das not-
wendige Maß" zu beachten, zum anderen aber auch die Wahrung hinreichender baugestal-
terischer Spielräume für die Bauherren im Hinblick auf eine angemessene Ausnutzung der 
Grundstücke. 

Die mit den Festsetzungen  

- GRZ 0,2 im WR1 
- GRZ 0,3 im WR2 
- GRZ 0,4 im WR3 

ermöglichten Grundflächen sind daher einerseits ausreichend groß bemessen, um einer-
seits zwar dem notwendigen sparsamen Umgang mit Grund und Boden gerecht zu werden, 
gleichzeitig aber den Nutzungs- und Gestaltungsspielraum für den Bauherrn für die geplante 
wohnbauliche Nutzung – gerade auf dem relativ kleinen Teilgebiet WR3, für welches daher 
auch der WR-Höchstwert des § 17 BauNVO festgesetzt wird - nicht unangemessen einzu-
schränken.  

Die Festsetzung der Geschossflächenzahl dient dem Ziel der Beschränkung unmaßstäb-
licher, das Siedlungsrandbild störender Baukörper, welche nicht nur die unmittelbar angren-
zende Nachbarschaft (hier v. a. die tiefer liegenden Nachbar-Wohnbaugrundstücke der Küp-
persstraße) beeinträchtigen könnten, sondern infolge der Hanglage auch eine unangemes-
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sen starke Außenwirkung (so z. B. in Richtung Neubaugebiet Rheingrafenblick, von wo aus 
das Gelände einsehbar ist) zur Folge haben könnte. 

Auch hier sind andererseits jedoch auch ausreichende Spielräume für verschiedenartige 
Nutzungs- und Wohnformen zu gewährleisten. Bei hoher Ausschöpfung der möglichen 
Grundflächen werden Beschränkungen der Baukörper-Kubatur in den Geschossen erforder-
lich; bei einer geringen Grundflächen-Inanspruchnahme kann die Grundfläche hingegen 
auch in den Geschossen ausgeschöpft werden.  

Die gewählten Bemessungen  

- GFZ 0,4 im WR1 
- GFZ 0,6 im WR2 
- GFZ 0,8 im WR3 

sichern eine Bebauungsform, die sich (auch durch die zu erwartende innere Durchgrü-
nung) in das Ortsrand- bzw. Landschaftsbild unmittelbar vor dem bewachsenen Hang ein-
gliedern kann; gleichzeitig ist aber noch genügend Spielraum für die geplante Nutzung ge-
geben. Eine höhere Nutzungsdichte erscheint aufgrund der angrenzenden baulichen Gege-
benheiten, den Wohnqualitätsbedürfnissen der Bestands-Bebauung und der exponierten 
Situation am Hang nicht vertretbar. 

 
• Höhe der baulichen Anlagen / Zahl der Vollgeschosse 

Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstmaß auf II für alle WR-Teilgebiete festgesetzt. 
Auch dieses Maß stellt einen Kompromiss dar zwischen der Ermöglichung einer guten Aus-
nutzung der Baufläche für Wohnraum einerseits und der Sicherung der genannten stadt-
bildästhetischen und nachbarschützenden Belange andererseits. Aufgrund der Steilheit des 
Geländes sind hier durchaus drei Geschosse möglich, die aber eben nicht alle (auch aus den 
bereits zur GFZ-Festsetzung erläuterten Gründen) als Vollgeschoss gestaltet werden kön-
nen; vielmehr wird ein Untergeschoss als Kellergeschoss auszubilden sein, welches somit zu 
einem wesentlichen Teil nicht außenwirksam aus dem Gelände herausragen kann. 

 
Die Beschränkung der maximalen Gesamthöhe (GH) der baulichen Anlagen dient – auch 

in Verbindung mit der Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse und den GFZ-Vorgaben - 
dazu, dass sich die künftigen Baukörper angemessen in das Ortsrandbild dieses Hangberei-
ches einfügen.  

Im Hinblick auf den sensiblen Ortsrandbereich ist die Festsetzung eines Höchstmaßes der 
(absoluten, auf jede einzelne Baufläche bezogenen) Gebäudehöhe aber nicht nur Voraus-
setzung, um die landschaftsgerechte Außenwirkung sicher zu stellen, sondern auch um den 
Nachbarschaftsschutz im Hinblick auf Besonnung, Belichtung usw. zu gewährleisten.  

Die Bemessungen sichern andererseits aber auch eine gute Ausnutzung der Flächen bei 
Nutzung auf mehreren Ebenen. 

Es wird, zur besseren Eindeutigkeit und zur Vermeidung von Missverständnissen wegen 
eines Bezugspunktes, eine absolute Höhe in m ü. Normal-Null (NN) festgesetzt.  

Die für die unterschiedlichen Teilgebiete gewählten Bemessungen (siehe Nutzungsschab-
lonen im Plan) wurden anhand des Bezuges zu den angrenzenden Planstraßen-Höhen 
ermittelt, welche durch die im Entwurf bereits vorliegende Straßenfachplanung in hohem 
Maße gesichert sind – nennenswerte Abweichungen sind nämlich aufgrund mehrerer 
Zwangspunkte (Anschlüsse an den Weg im Südwesten, an den Belag im Oberen Monau-
weg, an die südlich angrenzenden Parzellen) und der Einhaltung von bestimmten Quer- und 
Längsgefällegraden schlichtweg nicht möglich.  

Die festgesetzten Maße gelten für den jeweils höchsten Punkt des jeweiligen Hauptgebäu-
des (die Attika oder die Oberkante der Dachkonstruktion). 
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Die nun festgesetzten maximalen Gebäudehöhen liegen jeweils ca. 4,0 m über diesem 
künftigen Straßenbelag auf Höhe der Grundstücke (angenommen jeweils in der Mitte der 
Baugrenzen parallel zu dieser Straße).  

Dieses Maß stellt ohne Zweifel eine starke Einschränkung für die künftigen Bauherren dar. 
Dies ist aber im vorliegenden Fall zum einen durch die besondere Lage am topografisch 
oberen Rand des relativ locker besiedelten und bisher stark durchgrünten Hangbereiches 
gerechtfertigt, dessen Charakter und Außenwirkung nicht signifikant verändert werden soll. 
Zum anderen bestehen, trotz der restriktiven Beschränkung der Höhe des obersten 
Geschosses, infolge der Hanglage hinreichende Spielräume für die Herstellung ausreichen-
der Nutz- bzw. Wohnfläche, da die Hanglage hier noch zwei weitere Ebenen ermöglicht, so-
dass die Beschränkung der Gesamthöhe de facto angemessen erscheint. Schließlich wer-
den der Obere Monauweg und seine westliche Verlängerung auch als Spazier- bzw. Wan-
derweg genutzt, sodass diese Trasse neben dem hier südlich weiter ansteigenden Hang bei 
einer höheren Bebauung einen schlucht- oder gar tunnelartigen Charakter bekäme. 

Eine höhere Bebauung würde auch insbesondere für die deutlich tiefer liegenden Anwesen 
der Küppersstraße nachteilig wirken.  

Zur Orientierung, zur Einschätzung des Geländes und demzufolge zur städtebaulichen 
Bewertung der festgesetzten Maße werden im Bebauungsplan einige weitgehend unverän-
derbare Punkte im unmittelbaren Randbereich des Geltungsbereiches (an den oberen und 
unteren Grenzen des Geltungsbereiches) in m ü. NN angegeben. Daran wird auch deutlich, 
dass die Grundstücke an ihren oberen Grenzen bereits ca. 12 m bis ca. 15 m (WR3) bzw. ca. 
16 m bis ca. 20 m (WR2) bzw. ca. 18,40 m bis ca. 20,10 m (WR1) unterhalb der jeweils 
obersten Gebäudekante der neuen Gebäude liegen.  

Allerdings ist einschränkend anzumerken, dass der durchgehend 5 m breite Pflanzstreifen 
(dazu s. u.) zumindest zu den beiden nordöstlichen Grundstücken nach relativ kurzer Zeit 
eine wirksame Abschirmung bewirken wird, auch wenn auch dabei die landesnachbarrecht-
lichen Abstände einzuhalten sind. Außerdem wird die Bebauungstiefe in allen WR-Gebieten 
deutlich eingeschränkt, sodass dort auch hinreichende Abstände verbleiben.  

Schließlich ist auch zu berücksichtigen, dass der bisherige Gehölzbestand im Plangebiet 
auch im Hinblick auf die Aspekte Sonneneinfall / Beschattung sicher stärker wirksamer war 
als die neuen Baukörper und die Bepflanzung, sodass diesbezüglich keine nennenswerte 
Einschränkung gegeben sein wird.  

Nur im südwestlichen Teilgebiet WR3 können all diese Faktoren nicht so mindernd wirken; 
hier ist allerdings der Unterlieger-Eigentümer identisch mit dem des neuen Nachbarn. 

 
Im Verfahren waren von privater Seite Bedenken zu einer potenziellen Verschattung von 
Nachbargrundstücken vorgetragen worden.  
Über die dazu vorstehend bereits aufgeführten Erläuterungen ist dazu folgendes anzumerken: 
Es folgen östlich, südöstlich und südlich des Geltungsbereiches (d. h. in den Richtungen, 
zwischen deren Sonneneinstrahlung und den Bestands-Grundstücken die neuen Wohnge-
bäude platziert werden) durchweg Waldflächen mit altem und entsprechend hohem Waldbe-
stand. Zudem steigt das Gelände südlich bis südwestlich des Plangebietes (bzw. eben der 
neue geplanten Baukörper) nochmals sehr steil (ab dem schmalen Monauweg zunächst mit 
ca. 55 %, später bis zu ca. 35 % Neigung) an. Da dieser steile Hang zudem von altem Baum-
bestand (Höhen der hier dominierenden Ahorne, Vogelkirschen, Kiefern, Felsenkirschen und 
Eichen, auf jeden Fall über 10 m) bestockt ist, ist es als unwahrscheinlich anzusehen bzw. 
auszuschließen, dass die über diesem Weg ja nur max. 4,0 m hohen Gebäudekörper (selbst 
mit einer maximalen Bautiefe von 15 m ab dem Weg) überhaupt nennenswerten zusätzlichen 
(geschweige denn erheblichen oder nicht hinnehmbaren) Schattenwurf bewirken können, der 
über den hinaus geht, welcher der Wald-Hangbereich in Richtung Unterlieger bewirkt. (Dazu 
sei hier bereits auf die unten erläuterten Ergebnisse des Sonneneinstrahlungs-Gutachtens 
verwiesen). 
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Bild 1:  Foto aus östlicher Richtung auf den Weg, der das Plangebiet (rechts) im Süden begrenzt. 
Links beginnt der von Gehölzen bewachsene Steilhang (außerhalb des Geltungsbereiches). 
[Quelle: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, VIRIDITAS 2017)]. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 2: Foto aus südöstlicher Richtung auf den oberen Bereich des Flurstücks 88/16 mit dem 
vorhandenen Gehölzbestand. 
[Quelle: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, VIRIDITAS 2017)]. 
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Darüber hinaus stockt derzeit entlang des Monauweges (bereits auf den Plangrundstücken) 
höherer Gehölzbestand (u. a. Douglasien, Ahorne, Felsen- und Vogelkirschen u.v.a.m., dazu 
s. Umweltbericht), welcher ebenfalls bereits (deutlich) mehr als 4,0 m über diesen Weg 
hinausragt. Gemeinsam mit dem übrigen (auch näher an den potenziell von einer Beschattung 
betroffenen Grundstücken liegenden und diese daher stärker beschattenden) Gehölzbestand 
auf den derzeit als Garten genutzten Plangrundstücken ist somit aktuell eine höhere Ver-
schattung gegeben als es künftig mit den festgesetzten Maximalmaßen der Baukörper (4,0 m 
Hauptgebäude bzw. 3,20 m Garagen und Carports dazwischen) möglich sein wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 3:  Foto aus dem Garten des Anwesens Küppersstraße 7 in südwestliche  
   Richtung mit dem Gehölzbereich des Plangebietes. 
   [Quelle: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, VIRIDITAS 2017)]. 

 

Diese nicht angepflanzten, sondern frei entwickelten Gehölze waren und sind weiterhin in un-
begrenzter Höhe zulässig. Dies ist von Nutzern eines unterhalb eines Hangs gelegenen 
Grundstückes hinzunehmen. Wenn diese Gehölze durch die geplanten Bauten (mit niedrigeren 
Höhen und größeren Abständen zu den Bestands-Anwesen) ersetzt werden, ist dies somit 
(auch wenn ein Gebäude natürlich massiver und somit „licht-dichter“ als ein Baumbestand ist) 
nicht als Verschlechterung zu werten (dazu s.u.). 
Darüber hinaus liegen die zu den unterhalb folgenden Gebäuden hin orientierten nordwest-
lichen Grenzen der überbaubaren Flächen überwiegend in großen Abständen zueinander:  
- Das Baufenster des östlichen WR1-Gebietes wahrt einen Abstand von über 44 Metern zur 

südlichen Fassade des unterhalb gelegenen Wohnhauses Küppers-straße 3 und von min-
destens 43 Metern zum Wohnhaus Küppersstraße 5, die Terrassen der potenziell betroffe-
nen Anwesen liegen entsprechend nur weniger Meter näher. Die Grundstücksgrenzen lie-
gen bereits 26 m (Küppersstraße 3) bzw. ca. 24,50 m (Küppersstraße 5) von dem nächsten 
Punkt des Baufensters im WR1-Gebiet entfernt. 

- Das Baufenster des mittleren WR2-Gebietes wahrt einen Abstand von über 33 Metern zur 
südlichen Fassade des unterhalb gelegenen Wohnhauses Küppers-straße 5. Selbst die 
Grundstücksgrenze liegt hier bereits ca. 12 m von dem nächsten Punkt des Baufensters im 
WR2-Gebiet entfernt. 
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- Lediglich das Baufenster im westlichen WR3-Gebiet liegt nur ca. 12 m von der Gebäude-
fassade des unterhalb folgenden Anwesens Küppersstraße 7 entfernt; hier ist allerdings der 
Unterlieger-Eigentümer identisch mit dem des künftigen Nachbarn, und vor allem ist selbst 
hier derzeit höherer Gehölzbestand oberhalb dieses Anwesens zu finden (s. Bild 3), der 
stärkeren Schattenwurf bewirkt als ein künftiges Gebäude.  

Die Auswirkungen potenzieller Verschattungen auf die östlich folgenden Bestandsgebäude des 
Oberen Monauweges und der Paul-Barberot-Straße sind allenfalls als marginal zu bewerten, 
da diese Gebäude (welche selbst jeweils ähnliche bzw. stärkere Verschattungen auf die ihnen 
jeweils unterhalb folgenden und durchweg näher gelegenen Gebäude bewirken, die zweifellos 
ebenfalls vertretbar und hinnehmbar sind) zum einen nicht oder zumindest nicht deutlich tiefer 
als die neuen Baukörper (die eben nur eine sehr begrenzte Höhe aufweisen dürfen) liegen und 
zudem durch eine Grünfläche von diesen getrennt sind. 
Aufgrund dieser Gegebenheiten und den getroffenen Festsetzungen ist es aber auszuschlie-
ßen, dass die künftige Bebauung gegenüber dem Status quo unangemessene oder gar erheb-
liche und nicht hinnehmbare neue bzw. zusätzliche Verschattungen auf die Nachbargrund-
stücke zur Folge haben können.  

Dennoch wurde der Anregung im Verfahren, die Verschattungswirkungen gutachterlich ermit-
teln zu lassen, entsprochen. Die entsprechende Untersuchung [INGENIEURBÜRO LOHMEYER 

GMBH & CO. KG (2017): Gutachten zur Sonneneinstrahlung nach DIN 5034 für die baulichen 
Planungen am Oberen Monauweg in Bad Kreuznach. Juli 2017, Karlsruhe] ist der vorliegenden 
Begründung als Anlage beigefügt. 
Dem Gutachten liegt als Bewertungsgrundlage die DIN 5034 „Tageslicht in Innenräumen“ zu-
grunde, die u. a. Richtwerte für die Mindestanforderungen für die Beleuchtung mit Tageslicht 
vorgibt, um einen hinreichenden Helligkeitseindruck und eine ausreichende Sichtverbindung 
nach außen sicherzustellen. Darauf basierend informiert die Norm über die Anforderungen an 
die Dauer der Besonnung von Wohn- und Aufenthaltsräumen. Nach der aktuellen Fassung der 
DIN 5034 (2011) sollte eine mögliche tägliche Sonnenscheindauer von 4 Stunden an den Tag- 
und Nachtgleichen (21.03. und 23.09.) für mindestens einen der Aufenthaltsräume einer Woh-
nung möglich sein. Falls auch eine ausreichende Besonnung in den Wintermonaten sicherge-
stellt sein soll, sollte die mögliche Besonnungsdauer am 17.01. mindestens eine Stunde betra-
gen (im Gutachten wurde auch diese „Winter-Besonnung“ bewertet). Als Nachweisort gilt die 
Fenstermitte in Fassadenebene (in Teilbereichen des Fensters können davon abweichende 
Besonnungsdauern bestehen).  
Betrachtet wurden vier Gebäude an der westlich und nördlich zur geplanten Bebauung gelege-
nen Wohnbebauung, wobei der Einfluss des Baumbestandes nicht berücksichtigt wurde, da – 
wie oben bereits erläutert, „die bestehenden Bäume die geplanten Gebäude in der Höhe über 
Grund deutlich überragen und damit die Auswirkungen der geplanten Gebäude auf die mög-
liche Besonnung der benachbarten Wohnnutzungen überlagern“ (ING.-BÜRO LOHMEYER 2017; 
S. 1). 
Der Gutachter wurde beauftragt, nicht nur die als Entwurf bereits konkret geplanten Baukörper, 
sondern die potenzielle Maximal-Bebauung – so v.a. bei jeweiliger Ausschöpfung der maxi-
malen Gebäudehöhen bei gleichzeitiger Ausnutzung der zulässigen Bautiefen mit diesen Ma-
ximalhöhen – zu bewerten, um mit dieser (gleichwohl recht unrealistischen) Ausnutzung mit 
einer Bewertung im Rahmen der Bauleitplanung „auf der sicheren Seite“ zu liegen. 
Der Gutachter fasst die Ergebnisse wie folgt zusammen: „Entsprechend der Berechnungen ist 
festzuhalten, dass die Planung der drei Gebäude an der nördlich gelegenen, benachbarten be-
stehenden Bebauung gegenüber dem derzeitigen Zustand zu Einschränkungen der möglichen 
direkten Besonnung im Winterhalbjahr führt. Für die betrachteten benachbarten Wohngebäude 
ist festzuhalten, dass jeweils an mindestens einem Fenster bzw. Raum der Wohnung die 
Orientierungswerte der DIN 5034 auch im Planfall eingehalten werden“ (ebda.). 
Wie aus den Erläuterungen des Gutachtens hervorgeht, werden selbst die strengen Vorgaben 
dieser DIN bei Realisierung der o.g. Maximal-Planung gewahrt.  

Unabhängig von diesen (notwendigerweise relativ abstrakten) Berechnungen und Bewertun-
gen sei an dieser Stelle für die Gesamtabwägung nochmals angemerkt, dass alleine die Ent-
fernung des Gehölzbestandes auf den seit langem verwilderten Flächen oberhalb der Be-
standsbebauung infolge der Realisierung der drei Wohnbaugrundstücke zu einer nachhaltigen 
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Verbesserung der Belichtung für alle Unterlieger-Anwesen führen wird, zumal es ja als 
gesichert angesehen werden kann, dass ein derart hoher Aufwuchs wie bisher (der grundsätz-
lich auch künftig nicht untersagt werden könnte) von den neuen Bewohnern unterbunden wird, 
um eine möglichst freie Sicht von diesen Hanggrundstücken in Richtung Stadt zu wahren, 
welche gerade die Attraktivität dieser Grundstücke ausmacht. 

 
 

6.3 Bauweise 

Es ist die offene Bauweise mit ausschließlicher Einzelhaus-Bebauung festgesetzt, wodurch 
die auch in den östlich angrenzenden Nachbargebieten bereits verbindlich (durch die erläu-
terten Bebauungsplanungen) vorgegebenen Nutzungsstrukturen auch hier fortgesetzt wer-
den.  

Infolge der besonderen Lage am Übergang zur freien Kulturlandschaft bzw. zum angren-
zenden Waldgebiet ist es zum einen wichtig, hier Beschränkungen der Baukörperlängen 
sowie seitliche Grenzabstände vorzugeben, um damit auch Durchlüftungsmöglichkeiten und 
auch Durchblicke für Wanderer zu gewährleisten.  

Aber auch aufgrund der bereits erläuterten schwierigen Erschließungssituation (s. Kap. 
5.2) erscheint es hier zum anderen dringend geboten, Doppelhäuser oder gar Hausgruppen 
auszuschließen, die hier zu unangemessen starker Verdichtung führen würden, das boden-
rechtliche Konfliktpotenzial (insbesondere zur unterhalb folgenden Nachbarschaft) erhöhen 
und letztlich auch zu einem kaum zu befriedigenden Stellplatzbedarf führen würden. 

Die damit (sowie mit der Beschränkung auf 1 Wohneinheit je Gebäude) einhergehenden 
Einschränkungen der Grundstückseigentümer sind zur Sicherung dieser wichtigen städte-
baulichen Ziele in Kauf zu nehmen. 

 
 

6.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen 
gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.  

Im vorliegenden Fall der geplanten (und städtebaulich hier gemäß den vorstehenden 
Erläuterungen gebotenen) ausschließlichen Einzelhausbebauung werden für jedes Haus 
auch eigene Baufenster festgesetzt. Dadurch wird zwar auch die Art der Grundstücksteilung 
indirekt festgeschrieben, die Möglichkeiten der baulichen Entwicklung können hiermit jedoch 
wirkungsvoll definiert und begrenzt werden, um eine der geschilderten besonderen örtlichen 
Situation entsprechende Bebauung und die u. a. in Kap. 6.3 und auch in Kap. 6.6 dargeleg-
ten städtebaulichen Ziele der angemessenen Rücksichtnahme auf Nachbarschaft und Ver-
kehrssituation) zu sichern.  

Diese weitere Einschränkung ist auch dadurch gerechtfertigt, dass die beiden Grundstück-
seigentümer diese Aufteilung mittragen. Zudem ermöglichen die übrigen Festsetzungen im-
mer noch hinreichende Spielräume für die Bauherren für eine angemessene, aber dennoch 
an der besonderen städtebaulichen Situation orientierte Bebauung und Ausnutzung. 

In allen drei Teilgebieten werden jeweils 3 m breite Abstände zur neuen Erschließungs-
straße festgesetzt, welche das Mindestmaß darstellen, um - ohne allzu straßen-nahe und 
somit in diese Richtung mglw. allzu erdrückend wirkende Baukörper - einen möglichst groß-
zügig wirkenden (halb-)öffentlichen Raum zu sichern. Andererseits werden diese Abstände 
aber auch nicht höher festgesetzt, um den Grundstückseigentümern keine vermeidbaren 
Einschränkungen hinsichtlich der Platzierung ihrer Baukörper und somit auch der Ausnut-
zung ihres Grundstückes aufzuerlegen, zumal auch die Tiefe der Baugrenze durchweg auf 
15,50 m ab der Planstraße (also auf 12,50 m ab Vorderkante Baufenster) beschränkt wird.  

Dies wiederum resultiert insbesondere aus dem bereits erläuterten städtebaulichen Ziel, in 
diesem sehr hängigen Gelände die Grenze der neuen Baukörper möglichst weit entfernt von 
der vorhandenen Küppersstraßen-Bebauung festzulegen, zumal die neuen Baukörper deut-
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lich oberhalb dieser Grundstücke liegen werden und somit ein erhöhtes Rücksichtnahme-
Erfordernis gegeben ist. Das gewählte Maß stellt somit einen Kompromiss dar, da es die 
neuen Bauherren andererseits auch nicht übermäßig einschränkt. 

Die seitlichen Abstände zu den Nachbargrundstücken werden ebenfalls durchweg auf die 
auch landesbauordnungsrechtlich gültigen Maße von 3 m festgelegt, sodass dort – insbe-
sondere auch für die hier erforderlichen Stellplatz-Flächen - ein Mindestabstand gesichert 
wird.  

Lediglich zu dem bereits bebauten Grundstück unmittelbar südwestlich (Flst. 84/9) wird der 
Abstand auf 5,0 m erhöht, um hier eine größere Rücksichtnahme zu dem bestehenden 
rückwärtigen Hausgarten zu wahren. Im Nordosten hingegen ist ein solch erhöhter Abstand 
nicht geboten, da hier eine nicht bebaubare Fläche liegt, die als private Grünfläche gesichert 
wird, welche aber über die Baugrundstücke und deren Gartenbereiche hinaus vor kurzem 
(auch im Wissen, dass hier Wohnbebauung geplant ist) als Erweiterungsland (ohne Bau-
möglichkeit) erworben wurden. Es gibt somit, angesichts dieser zusätzlichen Pufferfläche 
zwischen altem und neuem Baugebiet (auf Höhe der Baufenster zwischen ca. 10 m und ca. 
12 m breit), keinen Grund, hier zulasten der ohnehin bereits stark eingeschränkten Ausnut-
zung noch höhere Abstände als die auch im Geltungsbereich untereinander gesicherten Ab-
stände zu wahren.  

Aufgrund der bereits erläuterten erhöhten Erfordernisse der Rücksichtnahme auf die tiefer 
liegende Bestandsbebauung der Küppersstraße wird zusätzlich textlich festgesetzt, dass die 
Grundflächen von Terrassen an der nordwestlichen Seite des Gebäudes lediglich um bis zu 
1,50 m über die jeweilige Baugrenze hinaus errichtet werden dürfen. Außerdem darf die 
Breite der Terrasse maximal 40 % der Breite der ihr zugewandten Gebäudeseite (Wände, 
Fassaden) betragen. Damit wird gesichert, dass nicht nur das Hauptgebäude so weit wie 
möglich von den Nachbarn wegbleibt, sondern auch eine häufig stärker frequentierte Ter-
rasse, die in dieser Hanglage zudem dann noch zusätzliche Stützmauern o. ä. erfordert. 

 
 

6.5 Flächen für Stellplätze und Garagen 

Um die außenwirksamen baulichen Anlagen tatsächlich in Richtung Planstraße festzule-
gen, wird zunächst festgesetzt, dass Stellplätze und Garagen (einschließlich offener Gara-
gen / Carports) außerhalb der Baufenster nur in den dafür in der Planurkunde festgesetzten 
Flächen und somit in einem maximalen Abstand von 7,50 m zur Straße zulässig sind.  

Damit soll auch vermieden werden, dass durch die Platzierung tieferer Garagen in den 
Bauwichen zwischen zwei Gebäuden nach außen hin der Eindruck einer mehr oder weniger 
geschlossenen Bebauung (zwei Hauptgebäude mit zwei jeweils „bündig“ dazwischen 
platzierten Garagen) entstehen kann, welcher den stadtbildästhetischen gebotenen Charak-
ter einer eher lockeren Bebauung unterhalb der freien Landschaft konterkarieren würde. 

Zudem werden für die Errichtung von Stellplätzen und Garagen einige weitere Bedingun-
gen vorgegeben, die der Vermeidung von städtebaulichen bzw. ästhetischen Nachteilen die-
nen sollen. 

• So muss der Abstand zwischen dem straßenzugewandten Rand einer Garage 
(einschließlich Carports) und der erschließenden Straßenverkehrsfläche mindestens 
1,0 m betragen. Damit ist gewährleistet, dass eine solche Anlage nicht unmittelbar an 
der nur 3,50 m breiten Straßentrasse platziert wird, die auch als Wanderweg genutzt 
wird. Zudem wird diese Fläche voraussichtlich ohnehin erforderlich, um zu der nur 
3,50 m breiten Straße bereits auf dem Privatgrundstück hinreichende Teilflächen (zur 
Erzielung einer ausreichend großen Gesamtfläche) zum großzügigen Wenden der Fahr-
zeuge vorzuhalten. 

• Die Vorgabe, dass die Oberkante des Belages eines Stellplatzes oder einer Garage die 
Oberkante des Belages der jeweils erschließenden (Oberer Monauweg) nicht über-
schreiten darf, dient der Sicherung der Oberflächenwasserbewirtschaftung auf dem 
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Privatgrundstück – eine Ableitung auf die Straße und somit in den Kanal ist auszu-
schließen. 

• Außerdem wird festgesetzt, dass die Oberkante des Daches bzw. der Oberkonstruktion 
einer Garage oder eines Carports außerhalb der Baufenster an keiner Stelle höher als 
3,20 m (über der angrenzenden Straße) sein darf. Damit soll gewährleistet werden, dass 
die Garage ein untergeordnetes Bauwerk bleibt, mit entsprechend geringerer Außen- 
und Fernwirkung. Zudem dient dies dem Schutz des jeweiligen Nachbarn vor un-
verhältnismäßig hohen Anlagen auf seiner Grenze. 

Schließlich wird auch eine Fassadenbegrünung von Garagen festgesetzt, die in Kap. 6.9.2 
begründet wird. 

 

 

6.6 Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude 

Die verbindlich festgesetzte Beschränkung auf maximal 1 Wohnung pro Wohngebäude 
stellt ohne Zweifel eine deutliche Einschränkung der Grundstückseigentümer dar.  

Der Planungsträger gewichtet die privaten Belange einer möglichst guten Ausnutzung 
eines Wohngebäudes etc. im vorliegenden Fall aber deutlich geringer als die dem entgegen-
stehenden öffentlichen Belange sowie die privaten Belange der umgebenden Bestands-
bebauung: So ist insbesondere die beschränkte (und hier anders nicht sinnvoll lösbare) Ver-
kehrserschließung zu berücksichtigen, die den Begegnungsverkehr bereits stark einschränkt. 
Da mehr Wohnungen zwangsläufig auch eine hohe Fahrzeugdichte nach sich ziehen – u. a. 
mit der Folge entsprechend höheren Verkehrs und eines auch kaum zu befriedigenden Stell-
platzbedarfes etc. – erscheint es hier dringend geboten, die Zahl der Wohneinheiten in die-
sem besonderen Fall auf den Mindestwert zu begrenzen.  

Eine höhere Auslastung durch mehrere Wohnungen in einem Gebäude würde aber auch 
die potenziellen Beeinträchtigungen insbesondere für die Unterlieger-Bebauung und ihre 
Hausgarten-Bereiche erhöhen, da mehr Wohneinheiten naturgemäß mehr mögliche Bewoh-
ner und somit auch eine stärkere Außenwirkung (Frequentierung von Außenwohnbereichen 
etc.) zur Folge haben. 

Aufgrund der deutlich höheren Lage der neuen Grundstücke unmittelbar oberhalb der 
bestehenden Baugrundstücke der Küppersstraße erscheint daher hier eine erhöhte Rück-
sichtnahme angebracht, die bereits durch diese (durchaus restriktiven) Festsetzungen so 
weit wie möglich gesichert werden können. 

Die damit (sowie mit der Festsetzung der bereits erläuterten ausschließlichen Einzelhaus-
bebauung) einhergehenden Einschränkungen der Grundstückseigentümer (die auch diese 
Vorgabe mittragen und als angemessen erachten) werden zur Sicherung dieser wichtigen 
städtebaulichen Ziele in Kauf genommen. 

Darüber hinaus sei auch hier angemerkt, dass die sonstigen zeichnerischen und textlichen 
Vorgaben immer noch weitreichende Möglichkeiten für die Bauherren eröffnen, eine städte-
baulich an dieser markanten Stelle sinnvolle Bebauung mit einer angemessenen Ausnutzung 
installieren zu können. 

 
 

6.7 Grünfläche 

Die bisher nicht überplanten Flurstücke 88/8 und 88/9 am Ost-Nordostrand des Geltungs-
bereiches werden als private Grünfläche festgesetzt. Sie wurden vor kurzem von den 
Eigentümern der östlich angrenzenden Baugrundstücke erworben, um sie als Gartenland 
nutzen und eine Abstandsfläche zur neuen Bebauung sichern zu können. Sie stehen für eine 
Bebauung nicht zur Verfügung. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Eigentümer der an der 
Planstraße gelegenen Teilfläche, diese als Grünfläche festzusetzen. Eine Ausweisung als 



Bebauungsplan „Zwischen Oberer Monauweg und Küppersstraße“ (Nr. 10/9.1) Stadt Bad Kreuznach 
Begründung Seite 27 

 

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 14.12.2017 

Baugebietsfläche ist in dieser Abgrenzung nun nicht mehr sinnvoll, zumal sie als „isolierte“ 
Fläche über keine hinreichende Breite und auch keine weitere Erschließung verfügt.  

Es ist somit sowohl zur Wahrung der privaten Belange als auch aus stadtbildästhetischer 
und lokalklimatischer Sicht sinnvoll, diesen Streifen als private Grünfläche zu sichern.  

Um eine für die Nachbarschaft potenziell konfliktträchtige Nutzung auszuschließen, wird 
lediglich eine gärtnerische oder eine dem Naturschutz dienende Nutzung vorgegeben und 
eine Nutzung als Lager- oder Arbeitsfläche ausgeschlossen; darüber hinaus bleibt die 
Nutzung den Eigentümern freigestellt. 

 
 

6.8 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Es werden gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB verschiedene Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 
 

6.8.1 Artenschutzrechtlich begründete Festsetzungen 

Infolge der Erfordernisse, die sich aus der artenschutzrechtlichen Untersuchung ergeben 
(Anlage zum Umweltbericht [ dieser folgt zur Öffentlichen Auslegung ] ), werden zum 
Schutz der Fauna folgende Festsetzungen getroffen: 

• So wird zunächst als artenschutzrechtlich begründete Maßnahme festgesetzt, dass die 
Rodung von Gehölzen nur außerhalb der Fortpflanzungszeiten im Zeitraum zwischen 
dem 01.10. und dem 29.02. eines Jahres zulässig ist. Diese Auflage stellt grundsätzlich 
nur die Übernahme einer bereits gültigen (und somit ohnehin zu beachtenden) Rechts-
grundlage aus dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG) dar, wird 
aber ausdrücklich in die Textfestsetzungen übernommen, um dieser – auch im Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag (s. Anlage) ausdrücklich für das Plangebiet benannten 
Auflage – eine bessere „Wahrnehmbarkeit“ zu sichern. 

• Auch die sonstigen Arbeiten zur Räumung / Freistellung des Baufeldes sind im 
Geltungsbereich nur in diesem Zeitraum zulässig. 

 

6.8.2 Dachbegrünung  

Die verbindliche Vorgabe, dass Dächer der Hauptgebäude als flache Dächer mit einer Nei-
gung von maximal 7° auszubilden, fachgerecht zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten 
sind, dient 

- der Verringerung des Oberflächenwasserabflusses: Minderung der Spitzenabflüsse, 
Verzögerung der Ableitung des Regenwassers und (durch die Verdunstung bzw. die 
Aufnahme durch die Pflanzen) Minderung der Abflussmenge,  

- der lokalklimatischen Anreicherung (durch die Verdunstung des gespeicherten Wassers 
ergibt sich eine Verbesserung des Umgebungsklimas - Kühlung und Luftbefeuchtung; 
grundsätzlich wichtig infolge der diesbezüglich starken Belastung des Stadtgebietes),  

- der Filterung von Luftschadstoffen und Feinstaub durch die Vegetation und das 
Substrat, 

- der ökologischen Aufwertung (Lebensräume für Tiere), 
- der Minderung der Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch die neuen Baukör-

per (dies hier allerdings nur untergeordnet, da die Dächer infolge der Lage und der Um-
gebung kaum einsehbar sein werden), 

- der optischen Aufwertung der Gebäudearchitektur (Imagewerbung „Grün am Bau“). 
Insbesondere die lokalklimatischen Auswirkungen sind hier hervorzuheben, zumal die 

Stadt sich zum Ziel gesetzt hat, möglichst viele „Grüninseln“ auch in Form von kleineren 
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Teilflächen (wenngleich primär im Innenstadtbereich) zu schaffen, die in ihrer Summe durch-
aus zur Verringerung des auch bioklimatisch nachteiligen Stadtklima-Effektes und der ent-
sprechenden Wärmebelastung beitragen sollen. 

Dadurch ist der Mehraufwand für private Bauherren bei der Erstellung von Gebäuden 
gerechtfertigt, zumal dieser vertretbar ist und sich eine Dachbegrünung bei Flachdächern – 
trotz zunächst höherer Investitionskosten - langfristig zumeist Kosten mindernd auswirken 
können, insbesondere durch die Minimierung der Materialbeanspruchung:  
- Sie bewirkt eine wirkungsvollere Temperaturdämpfung als eine Kiesschicht, bei geringerer 

Auflast;  
- sie bewirkt Wärmedämmleistungen im Winter und Hitzeschild im Sommer und damit einen 

Beitrag zur Energieeinsparung; 
- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Wind- und Witterungseinflüssen wie 

Sturm, Hagel, UV-Strahlung – damit verlängerte Lebensdauer der Dachabdichtung 
gegenüber unbegrünten Varianten; 

- sie bewirkt einen Schutz der Dachabdichtung vor Extrembeanspruchung bei Spitzen-
temperaturen im Sommer und Winter; 

- sie bewirkt eine Reduzierung des ´Flatterns` und damit einer Verringerung von Bauschä-
den und auch der Verdichtungen des Dämmmaterials sowie der Scher-Spannungen und 
hat somit letztlich geringere Reparaturkosten und längere Haltbarkeit des Daches zur 
Folge; 

- sie bewirkt eine Verbesserung der Luftschalldämmung aufgrund der größeren Schwin-
gungsträgheit der Gesamtfläche und eine gute Schalladsorption wegen der Struktur der 
Vegetation.  

 

6.8.3 Externe Kompensation  

Da – wie im Umweltbericht erläutert wird - der vollständige umwelt- bzw. naturschutzfach-
liche Ausgleich nicht im Geltungsbereich des Eingriffsgebietes gewährleistet werden kann, 
werden Flächen vom städtischen Ökokonto abgebucht (dazu s. Erläuterungen in Kap. 8.1). 
Eine planungsrechtliche Sicherung dieser bereits förmlich eingezahlten Teilflächen ist somit 
entbehrlich; die Fläche wird jedoch nachrichtlich auf der Planurkunde dargestellt. 

 
 

6.9 Anpflanzungen  

6.9.1 Pflanzmaßnahmen am Nordwest- und Nordostrand des Baugebietes 

Am west-nordwestlichen (topografisch unteren) Rand der Teilgebiete WR1 und WR2 sowie 
an dem zur privaten Grünfläche hin gelegenen Nordostrand des WR1-Gebietes werden Flä-
chen mit Pflanzgeboten nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzt. Dort sind auf einem 
durchgehend 5 m breiten Streifen flächendeckende Pflanzungen aus ca. 90 % Sträuchern 
und ca. 10 % Bäumen II. Ordnung herzustellen, die – außer den bekannten ökologischen 
und biologischen Wirkungen einer solchen Pflanzung – insbesondere eine optische 
Abschirmung der neuen Baustrukturen bewirken und eine „grüne“ Abstandsfläche zwischen 
den neuen und den alten Baustrukturen gesichert werden, die auch als Teil-Kompensation 
für den durch die Planung ermöglichten Eingriff in den Naturhaushalt dienen soll (s. Umwelt-
bericht). Daher sind auch ausschließlich Arten aus der in Abschnitt IV. des Bebauungsplan-
Textes aufgeführten Pflanzenliste in der dort vorgegebenen Mindestqualität zu verwenden. 

Bei der Pflanzung ist selbstverständlich auf die Einhaltung der landesnachbarrechtlichen 
Grenzabstände nach zu achten.  
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6.9.2 Begrünung von Garagen 

Es wird festgesetzt, dass die nach Nordwesten hin orientierten rückwärtigen Wände von 
Garagen, einschließlich geschlossener Wände eines Carports, fachgerecht durch geeignete 
Kletter- bzw. Rankpflanzen zu begrünen sind. Dies dient vor allem den bereits in Kap. 6.5 
erläuterten stadtbildästhetischen Zielen, dass nach außen hin kein Eindruck einer mehr oder 
weniger geschlossenen Bebauung (Hauptgebäude mit angrenzender Garage) entstehen 
kann, welcher den stadtbildästhetischen gebotenen Charakter einer eher lockeren Bebauung 
unterhalb der freien Landschaft konterkarieren würde. Eine begrünte Wandfassade bricht 
solche Eindrücke und korrespondiert optisch eher mit den aus diesen Richtungen hinter 
(oberhalb) der neuen Bebauung sichtbaren Hangbereichen mit ihrem flächendeckenden 
Gehölzbestand. 

 

 

6.10 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  

In Kap. 5.2 wurde bereits dargelegt, dass die Straße von privater Seite herzustellen ist, wie 
es in dem bereits genannten Erschließungsvertrag vereinbart ist (förmlicher Eigentümer der 
Straßenfläche gemäß Grundbuch bleibt bzw. wird hingegen die Stadt).  

Um aber weiterhin sämtliche öffentlichen Interessen an der Nutzung dieser Trasse zu wah-
ren, werden - über die vertraglichen Regelungen hinaus - auch im Bebauungsplan bereits 
(textlich) Geh-, Fahr- und Leitungsrechte festgesetzt. 

So wird die Straßenverkehrsfläche im Geltungsbereich mit folgenden Rechten belegt:   
- Geh- und Fahrrecht zugunsten von Rettungsfahrzeugen jedweder Art sowie des Trägers 

der Müllbeseitigung;  

- Gehrecht (einschließlich Fahrradnutzung) zugunsten der Allgemeinheit;  
- Geh- und Fahrrecht zugunsten der Trägers der Forstbewirtschaftung sowie der 

Verkehrssicherungspflichtigen für Wald- und Wegeflächen;  
- Geh- und Fahrrecht zugunsten der Eigentümer und Pächter sowie der Unterhaltungs- 

und Nutzungsberechtigten für die sonstigen über diesen Weg angebundenen Grund-
stücke;  

- Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Träger der Ver- und Entsorgung zur 
Errichtung, zum Betrieb, zur Änderung und zur Unterhaltung von Ver- und Entsor-
gungsleitungen bzw. –anlagen.  

Damit kann nicht nur die unveränderte Nutzung des Oberen Monauweges für Fußgänger 
und Radfahrer gewährleistet werden, sondern auch die übrigen Rechte der sonstigen Be-
günstigten, die hier auch im öffentlichen Interesse zwingend gesichert werden müssen.  

 
 

6.11 Immissionsschutz 

Abwägungsrelevante Belange des Immissionsschutzes sind von der Planung nicht betrof-
fen. Die Planung eines reinen Wohngebietes mit den getroffenen restriktiven Festsetzungen 
in Nachbarschaft zu ausschließlicher Wohnbebauung weist diesbezüglich kein Konfliktpoten-
zial auf.  

Zudem sind hier keine Emissionsquellen in der Umgebung des Geltungsbereiches vorhan-
den, welche signifikante nachteilige Auswirkungen auf die neue Wohnbebauung haben 
könnten. 
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7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
In Abschnitt 2. der Textfestsetzungen werden mehrere gestalterische Festsetzungen 

getroffen.  
Durch diese Festsetzungen soll in diesem relativ exponierten Siedlungsrandbereich ein 

mehr oder weniger geschlossenes Erscheinungsbild hinsichtlich einiger Gestaltelemente 
gewahrt bzw. erzielt werden und sich auch die entstehende Bebauungs-´Landschaft` mög-
lichst harmonisch an die gewachsene Orts-Struktur anfügen. 

Dabei wird durchaus auch Bezug genommen auf die Gestaltung der südwestlich, nördlich 
bis östlich folgenden Alt-Bebauung, mit dem das neue kleine Baugebiet teilweise künftig 
visuell korrespondieren wird, bspw. beim Blick aus südwestlichen Richtungen.  

Daher hat der Planungsträger mehrere Festsetzungen beschlossen, die dazu dienen sol-
len, ästhetisch unerwünschte Erscheinungen vom Orts- oder Landschaftsbild fern zu halten, 
ohne aber gleichzeitig den Bauherren allzu viel Gestaltungsspielraum zu nehmen. Aus die-
sem Grunde werden auch jeweils möglichst breite Spektren für die einzelnen Gestaltungs-
parameter festgesetzt und nicht unverhältnismäßig eng gefasste Vorgaben.  

Auch werden die Vorgaben auf wenige (dem Planungsträger für die Außenwirkung in den 
öffentlichen Raum wesentlich erscheinende) Elemente (so v. a. Dächer, Einfriedungen, 
Außenfassaden, Abstellflächen für Müllgefäße) beschränkt, während den künftigen Eigen-
tümern die übrige Gestaltung von Gebäuden und Freianlagen freigestellt bleiben soll. 

 

7.1 Dächer 

Es werden einige wenige gestalterische Vorgaben zu Dächern festgesetzt.  

• Dachform / Dachneigung 

So sind für Hauptgebäude nur flache oder flach geneigte Dächer (Neigung 0-7°) zulässig, 
was insbesondere in der bereits erläuterten Vorgabe der Dachbegrünung begründet ist, aber 
auch darin, dass mit derart flachen Dächern die Gebäude-Gesamthöhe leichter (d. h. ohne 
Nutzungseinschränkungen für den Bauherrn) niedriger gehalten werden kann, um die 
Außenwirkung zu mindern. 

In der Ursprungs-Fassung des Bebauungsplanes für das östlich folgende Teilgebiet („für 
den Bereich Rheingrafenstraße – südlich der Einmündung Koernickestraße / Marienburger 
Straße“ (Nr. 10/1a Änderung) die auch noch für die vorderen Häuser des Oberen Monau-
weges gilt, waren Dächer von 0-22° zulässig, die Dachform war freigestellt. Für die an den 
aktuellen Geltungsbereich östlich angrenzende Bauzeile (die im Bebauungsplan „Ehemalige 
DGB-Schule“ (Nr. 10/7) liegt, welcher den o. g. hier ersetzte) war hingegen ein Satteldach 
verbindlich vorgegeben. 

Eine solche Vorgabe erscheint aber für das nun überplante Gebiet nicht nachvollziehbar 
und nicht begründbar. Wie aus einer im Folgenden abgebildeten Computer-Simulation 
ersichtlich wird, die eine beispielhafte Bebauung des Geltungsbereiches zeigt (die aber 
bereits eng an den Festsetzungen des Bebauungsplanes orientiert und zumindest in sehr 
ähnlicher Form konkret geplant ist) sind in der Umgebung (im Oberen Monauweg selbst und 
in der Küppersstraße südwestlich folgend) sehr wohl auch flache Dächer zu finden.  
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Abb. 7: Computer-Simulation mit drei neuen Häusern (Flachdach-Bauten in der oberen 

Mitte des Bildes) im Geltungsbereich sowie nähere Umgebung mit unterschiedlichen 
Dachformen. 
[Quelle: Jacobi + Wolffs Architekturbüro Mai 2016]. 

 

• Zwerchhäuser und Dacheinschnitte 

Die getroffenen Vorgaben zur Gestaltung von Zwerchhäusern und Dacheinschnitten sollen 
die Integration in Orts- und Landschaftsbild (bei immer noch hohem Spielraum für verschie-
dene Bauweisen) sichern.  

Die genannten Elemente werden lediglich in bestimmten Dimensionen und Abständen zu 
anderen Elementen bzw. zum höchsten Punkt des Hauptdaches zugelassen, um mehr oder 
weniger traditionelle Dachaufbauten und -proportionen zu fördern, die in der näheren Umge-
bung bisher auch eingehalten wurden. 

• Dacheindeckung 

Die als architektonisches Gestaltungselement in den letzten Jahren verstärkt aufgekom-
menen und nachgefragten Metalldächer werden zugelassen, wobei sie aber dauerhaft be-
schichtet sein müssen, sodass jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln (im Heilquellen-
schutzgebiet) ausgeschlossen sind.  
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7.2 Sonstige bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Über die erläuterten Vorgaben zur Dachgestaltung hinaus werden weitere bauordnungs-
rechtliche Vorgaben getroffen. 

• Gestaltung der nicht überbauten Flächen  

Das Gebot der gärtnerischen Anlage der nicht für Stellplätze, Zufahrten, Eingänge 
,Müllabstellplätze oder sonstige zulässige Nutzungen benötigte Anteil der nicht überbauten 
Grundstücksflächen soll die Nutzung dieser Bereiche als Arbeits- oder Lagerflächen verhin-
dern, die häufig den Nachbarschaftsschutz beeinträchtigen und dem Ortsbild abträglich sind. 
Außerdem soll auch die innere Durchgrünung und somit die lokalklimatische und ästhetische 
Optimierung des Baugebietes gefördert werden.  

Die Festsetzung, dass Befestigungen, welche die Wasserdurchlässigkeit des Bodens 
wesentlich beschränken, nur dann zulässig sind, soweit ihre Zweckbestimmung dies erfor-
dert, stellt lediglich eine Übernahme einer landesbaugesetzlichen Vorgabe (des § 10 Abs. 4 
LBauO) dar. 

• Einfriedungen  

Die Beschränkung der Höhe von Einfriedungen der Vorgartenbereiche auf maximal 1,0 m 
soll den mehr oder weniger offenen Charakter dieser Wegetrasse wahren und auch dazu 
beitragen (wie bereits in Kap., 6.2 erläutert), dass diese Trasse, die auf der anderen Seite 
(südlich) bereits von einem ansteigenden Hang begrenzt wird, durch eine hohe grenzstän-
dige Einfriedung keinen „schlucht-„ oder gar „tunnelartig“ anmutenden Charakter erhält. 

Einfriedende Pflanzungen sind unter Berücksichtigung der landesnachbarrechtlichen 
Bestimmungen zulässig. 

• Fassaden und Außenwände 

Auch der Ausschluss greller Fassaden und Außenwände dient der Wahrung des diesbe-
züglich noch harmonischen Erscheinungsbildes der näheren Umgebung mit seiner alten und 
neuen Bebauung, die – mit Ausnahme einiger hellweißer Fassaden - durchweg gedeckte 
Farben aufweist.  

Auch Metallfassaden werden aus diesen bzw. aus den für den Ausschluss von Metall-
dächern bereits genannten Gründen ausgeschlossen.  

Hier werden aber ausdrücklich Ausnahmen von diesen Vorgaben für Elemente zugelassen, 
die der solaren Energiegewinnung dienen.  

Zudem sind selbstverständlich auch Fassadenbegrünungen an diesem Siedlungsrand un-
terhalb des Waldrandes erlaubt. 

• Abstellplätze für Müllbehälter 

Abstellplätze für Müllbehälter sowie für Behälter für gasförmige oder flüssige Brennstoffe 
oder ähnliche Anlagen oder Einrichtungen, die sich im vorderen oder im hinteren Grund-
stücksbereich in einem Abstand von bis zu 8 m zur angrenzenden öffentlichen Straßenver-
kehrsfläche befinden, sind durch geeignete Vorkehrungen (z. B. Hecken- bzw. Strauchpflan-
zungen oder mit rankenden, klimmenden oder schlingenden Pflanzen zu begrünende Rank-
gerüste o. ä.) wirksam und dauerhaft gegen Einblicke aus dem öffentlichen Raum abzu-
schirmen.  

Dies soll dazu dienen, diese oft unschönen Elemente wirksam und dauerhaft vor Einblicken 
aus dem öffentlichen Raum und aus den Zufahrts- und Stellplatzbereichen zu schützen. 
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• Zahl der Stellplätze 

Diese Festsetzung zur Mindestanzahl der Stellplätze wurde bereits in Kap. 5.2 (Unterpunkt 
´Ruhender Verkehr`) erläutert bzw. begründet. 

 
 
 

8. Umweltprüfung 

Zur angemessenen Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 und § 1a BauGB ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für alle Bauleitpläne eine Umweltprüfung 
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
werden. Diese sind in einem Umweltbericht (UB) gemäß den Vorgaben der Anlage zu § 2 
Abs. 4 und § 2a BauGB zu beschreiben und zu bewerten. Der Umweltbericht stellt somit die 
Ergebnisse der Umweltprüfung dar, die in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Der Umweltbericht ist ein selbstständiger Bestandteil der Begründung zum Bauleitplan.  
 
 

8.1 Vorgaben des Umweltberichtes  

Die im Bebauungsplan enthaltenen grünordnerischen und naturschutzfachlichen Festset-
zungen werden im Umweltbericht (UB) erläutert und begründet.  

Die im Umweltbericht getroffenen Aussagen sind Bestandteil der vorliegenden 
Begründung.  

Im UB wird dargelegt, wie Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vermieden und 
unvermeidbare Beeinträchtigungen ausgeglichen werden sollen.  

Die im vorliegenden Falle relativ umfangreichen Maßnahmen zur Vermeidung und zur Min-
derung des Eingriffes werden in Kapitel 5.1 des UB erläutert und begründet. 

Es finden sich im UB außerdem Erläuterungen und Begründungen zu den im Rechtsplan 
festgesetzten 

• Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

• Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß 
§ 9 (1) Nr. 25a BauGB 

Außerdem wird im UB die externe Kompensation auf einer externen Fläche erläutert, die 
notwendig wurde, weil ein Ausgleich im Sinne des § 1a BauGB innerhalb des Plangebietes 
(Geltungsbereich) nicht erreicht werden kann.  

Der im UB für den Eingriff ermittelte umwelt- bzw. naturschutzfachliche Kompensations-
bedarf wird durch eine Abbuchung vom Wald-Ökokonto der Stadt Bad Kreuznach (hier: 
Waldabteilung 19b, Flur 34, Flurstück 5/3 teilweise) gedeckt. Bei dieser bereits durch die 
Untere Naturschutzbehörde anerkannten Ökokontofläche handelt es sich um den künftigen 
Verzicht auf eine forstwirtschaftliche Nutzung, um Belassen von Alt- und Totholzstrukturen 
und um Maßnahmen der naturnahen Waldrandgestaltung, die durch die unterschiedlichen 
Schichtungen der Gehölze und Säume funktional dem Eingriff gegenübergestellt werden 
kann. Mit der Durchführung der Maßnahmen wurde bereits im Januar 2015 begonnen. Für 
den Eingriff im Plangebiet wird eine Abbuchung von 11.664 m² vorgenommen, die vor 
Satzungsbeschluss bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen ist. 

Im Städtebaulichen Vertrag wird die Übernahme der anteiligen Kosten für diese Teilfläche 
durch den Erschließungsträger (als einzigem Eingriffsverursacher im Geltungsbereich) 
gesichert. 
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8.2 Abweichung von den naturschutzfachlichen Zielvorstellungen 

Gemäß § 9 Abs. 5 BNatSchG sind "in Planungen und Verwaltungsverfahren (R) die In-
halte der Landschaftsplanung zu berücksichtigen. (R). Soweit den Inhalten der Landschafts-
planung in den Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begrün-
den". 

Da das Plangebiet im Flächennutzungsplan, wie in Kap. 4.2 bereits erläutert, bereits als 
Wohnbaufläche dargestellt war, wurden auch keine planungsrelevante Aussagen der Land-
schaftsplanung für den vom Eingriff betroffenen Teilbereich vorgegeben, von denen nun 
abgewichen werden müsste. 

 
 
 

9. Umsetzung der Planung 

9.1 Eigentumsverhältnisse 

Sämtliche Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich - mit Aus-
nahme des städtischen Weges (Weg in Verlängerung des Oberen Monauweges auf Flur-
stück 99/3 in Flur 59) - in Privateigentum.  

Die Parzellen der festgesetzten privaten Grünfläche sind von den Eigentümern der jeweils 
östlich folgenden Baugrundstücke erworben worden.  

Die beiden Flurstücke, die nun als Wohngebiet (und teilweise auch für die über die Wege-
parzelle hinausgehende Planstraße) überplant werden, wurden von einer Eigentümer-
gemeinschaft erworben. 

 
 

9.2 Bodenordnung 

Infolge der vorstehend genannten Eigentumsverhältnisse und der geplanten Aufteilungen 
infolge der getroffenen Festsetzungen wird voraussichtlich kein förmliches bodenordnendes 
Verfahren erforderlich. 

 
 

9.3 Kosten, Finanzierung 

Die Trägerschaft von Kosten für erforderliche Planungen, Gutachten etc. sowie für die 
Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich wird mittels eines Städtebaulichen Vertrages 
zwischen der Stadt Bad Kreuznach (als Planungsträger; als Verwaltung sowie als Träger der 
Abwasserbeseitigung) und der Eigentümergemeinschaft der Wohngebietsflächen geregelt. 

Zudem werden in einem separaten Erschließungsvertrag bereits ausdrücklich die Modali-
täten und die Tragung der Kosten der Erschließung des Baugebietes, einschließlich des 
geplanten Ausbaus des vorderen Oberen Monauweges, geregelt.  

Auch die Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden vertraglich geregelt; dem-
nach übernimmt die Eigentümergemeinschaft sämtliche (ansonsten nach § 135a BauGB 
zuzuordnenden) Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Planung, Herstellung, 
Pflege etc.; ggf. Grunderwerb u.a.). 
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9.4 Flächenbilanz / Statistik 

Der Bebauungsplan weist folgende Flächenbilanz auf (digital ermittelt; Abweichungen aber 
möglich): 

 
Festgesetzte Nutzung Fläche, ca. [qm] Anteil [%] 

Wohnbauflächen 2.140 68,023 % 

davon flächendeckenden Pflanzgebote 350  % 

Straßenverkehrsflächen 243 7,724 % 

Private Grünflächen  763 24,253 % 

Gesamtfläche 3.146 100,00% 
 

 

 

Anlagen: 

s. Inhaltsverzeichnis. 
 

 

 

 

 

 

 

 
Die vorliegende Begründung ist Bestandteil der Bebauungsplanung. 

 
Bad Kreuznach, den ______________________ 

 
 

_______________________________________ 
Oberbürgermeisterin Dr. Heike Kaster-Meurer 

 

 
 


